
Bundessoziaigericht

— 9 RV 554/74 —

Verkündet am
51° Juli 4975

als Urk Beamter:

d Gosch Stelle

Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisi0nsbeklagter,

_ Prozeßoevollmechtig e:

g e g e n

Land Schleswig—Holstein,
veitreten duroh das

Ländesversorgung3amt Schleswig—
;HolStein, Neumünster, Steinmetzstraße 1 — 14,

Beklagter und RevisionsKlager°

Der 9„ Senat des
Bundessozialgerichts

hat auf die
mündliche Verhandlung vom

34° Juli 1975 durch Vor—

sitzenden Richter Dr° B a r e s e l ,
_Richter

Dr° E c k e r und Richter ' Dr° R e n n e r
sowie die ehrenamtlichen Richter S c h ö r i s c ?
und S c h ä f e r 'für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Schleswig vom 14‚ September 1975 wird

mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß die Formel dieses

Urteils wie folgt zu lauten hat:
Der Beklagte wird verpflichtet, wegen der Höherbewer—

tung der Minderung der Erwerbsfähigkeit gemäß @ 50
Abs° 2 Bundesversorgungsgesetz für die Zeit vom
4„ November 1965 bis 54° Januar 4965 einen neuen
Bescheid zu erteilen.

Der Beklagte hat dem Kläger die Kosten des Revisions»

verfahrens zu erstatten°
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In dem Umanerkennungsbescheid vom 18° April 1951 stellte

die Versorgungsverwaltung — entsprechend älteren voran—

gegangenen Verna1tungsentscheidungen — als Folgen einer|

Schädigung des Klägers den Verlust des rechten Beines

im Unterschenkel sowie reizlose Granatsplitternarben

am rechten und linken Oberschenkel mit einer Minderung

der Bruerbsfähigkeit (MdB) um 50 V.Ho fest. Bei dieser

Einschätzung der MdB blieb es, als die Verwaltungsvor—

schriften — hier: Nr 4 — zu € 50 des Bundesversorgungs—

gesetzes (BVG) über die Mindesthundertsätze für Körper—

scbäden am 25„ Januar 1965 (Bundesanzeiger Nr 19 vom
29° Januar 1965 = BVBl 1965, 14/7) neu gefaßt und ua

dahin geändert wurden, daß für den Verlust eines Unter—

schenkels bei genügender Funktionstüchtigkeit des

Stumpfes und der Gelenke der Minimalsatz von 40 auf

50 v„H„ angehoben wurde°
‘

Im November 1967 beantragt der Kläger, die HdE höher

zu bewerten‚ weil er seinen angestrebten Beruf als
_selbständiger Landwirt nicht ausüben könne° — Der Kläger

hatte nach dem Kriege bei der Deutschen Bundespost die

Tätigkeit eines Briefzustellers und Postfacharbeiters

aufgenommeno — Die von dem Versorgungsamt (Versorgk)_
eingeholten ärztlichen Stellungnahmen‚ vornehmlich

die des — auch früher schon hinzugezogenen — Chirurgen
Dr B1213315 ergaben, daß die Schädigungsfolgen unver—

ändert seien und daß die dadurch hervorgerufene Beein—
trächtigung des Klägers im allgemeinen Erwerbsleben
(@ 30 Abs„ 1 Satz 1 BVG) mit einer Einbuße von 50 %
richtig bemessen‚ für die Zeit vor Inkrafttreten der

neuen Verwaltungsvorschrift Nr 4 zu 5 50 BVG‚ also
vor dem 1. Februar 1965, aber mit einer MdB von nur

40 % zu bewerten gewesen wäre. — Mit Rücksicht auf
ein besonderes berufliches Betroffensein ($ 30 Abs. 2
BVG) gewährte das VersorgA Heide dem Kläger mit Wirkung
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vom 1° Februar 1965 Versorgungsrente nach einer MdB von 60

v„H. (Bescheid
vom 256 Februar 1969). Mit seinem Widerspruch

verlangte der Kläger, daß die Rentenerhöhung um vier Jahre,

vom Antragsmonat an zurückgerechnet, vorverlegt werde° Der

Widerspruch wurde zurückgewiesen (Bescheid vom 10° November

1969) mit der Begründung? für die Zeit vor dem 1: Februar

1965 sei dieMdEmit-EQv„H° zu hoch festgesétzt gewesen; sie
lasse sich rückblickend nur im Hinblick auf eine spezifische
berufliche Behinderung des Klägers rechtfertigeno

Der Klage, die nach ihrer AntragsfasSung darauf gerichtet

war‚ den Beklagten zu verurteilen, dem Kläger Versorgungsbe—
züge nach einer th um 60 v..H° auch für die Zeit vom 1„ Novem—

ber 1965 bis 51; Januar 1965 zu gewähren, hat das Sozialgericht
(SG) stattgegeben (Urteil des SG Schleswig vom 14° September

1975)„ Seines Erachtens war es ein Ermessensfehlgebrauoh, daß
er Beklagte die Aufstockung des Grades der Erwerbsbeschrän—

' kung auf 60 % erst von Februar 1965 an gelten ließ. Die vorher—

gehende Festsetzung auf 50 v„H„_habe siCh — so des SG — er—
'kennbar lediglich auf die Beeinträchtigung des Klägers im all—

gemeinen Erwerbsleben (% 50 Abs. 1 BVG) bezogen° Diese Eest—
setzung sei in dem Umanerkennungsbescheid von 1951_bindenä

ausgesprochen worden° Für eine Unrichtigkeit dieses Bescheides‚

e außer Zweifel stehen müßte (% 41 Abs„ 1 Satz 1 des Ver—
ltungsverfahrensgesetzes

— VeerG —)‚ sei nichts dargetano

Infolgedessen Sei davon bei der zusätzlichen Beachtung einer

Berufsbelastung auszugehen-gewesen. Hinzu komme, daß die in
€undertteilen der Erwerbsfähigkeit ausgedrückte Schädigunge—
folge sich nur nicht an denjenigen Mindestwert gehalten habea

der den älteren Verwaltungsvorschriften zu entnehmen gewesen
sei° Vielmehr sei die höhere Einstufung gestattet und in einem

C
.)

;

i

‘n' &

Falle wie dem des Klägers sogar damals richtig gewesen° Diez
zeige die spätere generelle Neubewertung eines Befundes, wie
er beim Kläger vorliege‚ — Das SG hat die Berufung zugelassene

Der Beklagte hat mit Einwilligung des Klägers Sprungrevision
eingelegto Er meint, von einer fehlerhaften Ermessensentschei—
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dung — und um die Ausübung des Ermessens handele es
sich hier — könne keine Rede sein, weil die Bemessung

des herabgesetztem Leistungsvermögens für die fragliche

Zeit mit 50 % richtig sei„ An dieser Entscheidung werde
nicht gerüttelt° Jedenfalls sei der früheren Verwaltungs—

entsoheiddng nicht ausdrücklich
zu entnehmen, daß sie

bloß für den Versehrtheitsgrad in bezug auf das allge—

'meine Erwerbsleben getroffen worden sei; vielmehr sei

der Gesamtschaden einheitlich nach dem seinerzeit gel—

tenden @ 50 Abs° 4 BVG beurteilt worden; Die Erwägungen,

die den Bescheid von 4951 zugrunde gelegen hätten9 seien

überdies nicht in Bindung erwachsen° Davon abgesehen‚

gehe aus den Verualtungsakten auch nicht hervor, ob

und welche Überlegungen zur beruflichen Betroffenheitl
..
\ amals angestellt worden seien"

Der Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Klage abzuweisen„ '

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen‚ eventuell hierbei

das Urteil des Sozialgerichts.Schleswig vom
14° September 1973 dahin neu2ufassen, daß
der Beklagte

zur Erteilung eines neuen
Bescheides über die Rückwirkung der Zugunstßn—

regelung (Bescheid des Versorgungsamtes Heide
vom_25° Februar 1969 und Widerspruchsbescheid-

vom 40° November 1969) verpflichtet iSta

Er sieht in der Haltung der Versorgungsverwaltung,

welche im nachhinein den Versehrtheitsgrad für die
zeit bis zum 5

„ Januar 4965 mit 50 % als zu hoch

v—ranschlagt halte, eine unzulässige—Umdeutung des

Umanerkennungsbescheideso Im übrigen habe die Ein—
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schätzung, welche der_Körperschaden des Klägers (Verlust

eines Beines im Bereich des Unterschenkels bei genügender

Funktionstüchtigkeit des Stumpfes und der Gelenke) im

.Umanerkennungsbescheid erfahren habe, einer damals weitver—

breiteten Verwaltungspraxis entsprochen°

II

Die Sprungrevision ist zulässig‚ Dafür setzt @ 161 Abs„ 1
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) in der bis zum 31° Dezember

19?4 geltenden Fassung (Art° III, VI des Änderungsgesetzes

vom 30, Juli 1974, BGBl I 1625) voraus, daß das erstinstanz—

liche Urteil nach @ 150 SGG—■it der Berufung anfechtbar ware

So ist es hier° Das SG hat die Berufung zugelassen (% 150

Nr 1 SGG aF)° Auf diese Zulassung kam es an, weil das Rechts—

mittel ab sich ausgeschlossen war; dies deshalb, weil das

Streitobjekt, über welches in diesem Rechtsstreit aufgrund

_der getroffenen Zugunstenregelung (% 40]Abs° 1 VeerG) zu

befinden ist, lediglich den Grad.der Erwerbsfähigkeit be-

trifft, ohne daß hiervon die schwerbeschädigteneigenschaft

abhängig wäre (5 148 Nr 3 SGG; zur Statthaftigkeit der Berufung
in Fällen eines Zugunstenbescheides: BSG SozR Nr 54 zu 5 148

soo; Urteil vom 24„ Mai 1974 _ 40 BV 441/75 --)° Im übrigen
geht es auch nur um Versorgung für eine abgelaufene Zeit
(ä-«ae Nr_2 see)„

In der Sache Selbst ist die RevisiOn unbegründet°

Strittig ist, ob die Erwerbsfähigkeit des Klägers, die unter

Beachtung seiner besonderen beruflichen Betroffenheit (5 30
Abs„ 2 BVG) seit Februar 1965 als um 60 V„H° gemindert gilt,

entgegen älteren Verwaltungsentscheidungen auch schon für die
Zeit vorher als um diesen Grad herabgesetzt anzusehen ist„

ReChtsßrundlage für die Beantwortung dieser Frage ist 5 40
Abs° 1 VeerG° Danach "kann“ die Verwaltungsbehörde zugunsten
des Berechtigten jederzeit einen neuen Bescheid erteilen„ Sie
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hat ihn zu erteilen, wenn ältere Entscheidungen tatsäch—

lich und rechtlich unrichtig gewesen sind (BSG 29,2?8,
282)° Von diesem Tatbestand ist die Versorgungsverwal—

tung ausgegangen, Ihrem neuen Verwaltungsakt hat sie

jedoch eine nur begrenzte, auf zwei Jahre und neun

Ilonate bemessene'Rückwirkung verliehen; im übrigen hat

sie es bei der 1rüher auf 50 v H, bemessenen Einbuße
-r-\

an erwerbsfähigkeit bewenden lassen°

Da ber, ob und inwieweit einer günstigeren Regelung

gemaß € 40 Abs, 1 VeerG Bedeutung 1ür die Vergangen—

heit beizumessen ist, sagt das Gesetz ausdrücklich

nichts aus (BSG 26, 446, 150; Urteil vom 25, Iiai 4969—

10 RV 896/67 = BVBl 69, 429), Der Wille des Gesetzes

ist infolgedessen seinem Sinn und Zweck zu entnehmen°

Daraus folgt, daß ein oerichtigender Bescheid nicht

schlechthin "an die telle" der früher getroffenen

Entscheidung tritt und nicht ein1ach di ese 1ür die

ganze Zeit ihrer Wirksamkeit ersetzt Vielmehr hat

die neue Regelung einen ausgleich zu
1inde

n in dem

Konflikt-zwischen der Rechtssicherheit und der

materiellen Gerechtigkeit: Die Bindungswirkung un—
anfechtbar gewordener Entscheidungen hat nicht in

vollem zeitlichen Umfang hinter dem materiell—recht—

lich Richtigen_zurückzuweichen (BSG 26, 150 1; Urteil

1mo 24, März 4969 — 9 RV 476/67 _), Die angemessene
Lösung, von wenn an die Berichtigung eintreten soll,

is t dem pflichtgemäßen Ermessen der Verwaltungsbe—

de überlassen (BSG 26, 449 f; Urteil vom 24, März

9; SozR Nr 155 zu 5 54 SGG)° Der Respekt vor
der Binndungs— und Rechtskraitswirkung vorangegangener

l-v
-'

wo
196

bj 13
_

che idungen legt es sogar nahe, die Neugestaltung

? Ver sorgungsrechtsverhält nisses au1 Gegenwart und

Zukun1t zu beschränken° Als Zeitpunkt der Änderung

des früheren Bescheides wäre also der Beginn des

fl; Ö

Monats zu wählen, in dem die Erteilung des günstigeren
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Bescheides beantragt oder eingeleitet worden ist (Verwaltungs—
Vorschrift -VV— Nr 8 zu 5 40 VeerG; BSG 26, 155; Urteil vom

25. Mai 1969)° Diese „uffassung erscheint
umso eher ange—

bracht, als die Rechtsordnung weitgehend von der Erwägung

beherrscht ist‚ daß "in der Vergangenheit nicht gelebt wird"

(BSG 260 September 1968 — 8 RV 475/67 = BVB1 69, 66). Indessen

hat sich die Verualtungspraxis nicht streng an diese Richt—

schnur gehalten‚ sondern den Berechtigten die verbesserte

Rechtsposition ganz allgemein für eine Zeit von vier Jahren

vor dem Berichtigungsantrag zugestanden (vgl° BSG Urteil vom

26„ September 1968 aaO; s..a° Urteil vom 23‚ Mai 1969 BVBl 69,

429‚ 150; Erlaß des Ministers für Arbeit, Soziales und Ver—
triebene des Landes Schleswig—Holstein vom 16:. Januar 1968;

IX 278 — 05/60 (AH) -)° Hat man von einer solchen — ständigen —
Übung auszugehen, so hat die Verwaltung dadurch aufgrund des

Gleichheitssatzes ihr Ermessen eingeengt; sie hat sich zu
gleicher.Behandlung in vergleichbaren Sachverhalten selbst

gebunden(grundlegendBVerwG15‚ 196,202f;.BSG27‚ 54, 57;
54, 258, 262; 29‚-246; 248; Urteil vom 50° Januar 1969 —
8 RV 467/68 = KOV 1969, 127 (L); 8° Oktober 1969 — 9 RV 164/

69 —)o '

Die Begründung, aus der heraus die Verwaltungsbehörde den

Kläger gleichwohl nicht in den vollen Genuß des zeitlichen

Entgegenkommens gelangen ließ, ist darauf zu prüfen‚ ob sie
die gesetzlichen Grenzen ihres Ermessens überschritten oder

ob sie von dem Ermessen einen zueckwidrigen”Gebrauch gemacht

hat (5 54 Abss 2 Satz 2 SGG)° Die Versorgungsverwaltung lehnt
die weiter zurückwirkende Anhebung des Grades der MdB ab,

weil der Kläger in der fraglichen Zeit (November 1965 bis
Januar 1965) "das bekommen" habe, "was das BVG ihm zubilligte"°

Die seinerzeit mit 50 v‚H° angesetzte Beeinträchtigung des

Leistungsvermögens sei auch aus heutiger Sicht "nicht un—
richtig"° Denn damals (1951) sei eine Gesamt—MdB allein nach

5 30 Abs° 1 BVG zu bestimmen gewesen° Denkbarerweise — wenn
auch aus dem Inhalt der Akten nicht nachweisbar — sei damals
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-in die Beurteilung die berufliche Betroffenheit des
Klägers miteingeflosseno Infolgedessen sei es nicht von
Belang, daß die mangelnde Befähigung des Klägers zur

Arbeit im allgemeinen Erwerbsleben, also ungeachtet
spezifisch beruflicher Belastung, nach den VV'en zu—

nächst auf #0 und nicht auf 50 % zu veranschlagen.ge—

wesen sei° Demgegenüber hat das SG festgestellt, daß

für "ie anfänglichangenommeneMdBdesKlägersin HöheC

von 50 WH° sein Beruf, nämlich der eines Landwirts,

e e Rolle gespielt habe, in diese_Tatsachenfest—

stellung ist der Senat gebunden, da gegen sie keine

zulässigen und begründeten Revisionsrügen vorgebracht

worden sind (5 165 SGC-)° Für die rechtliche Beurteilung

in diesem Rechtszuge ist somit maßgebend, daß die mehr?,

dienstbedingte generelle Erwerbseinbuße des Klägers

schon vor 1965 mit einem Vomhundertsatz von 50 % bee

wertet worden war° Eine solche Einschätzung war nicht

ungewöhnlich° Nach einer versorgungsärztlichen Stati-

stik, die in den Ländern Bremen, Bayern, Hamburg,“

Schleswig—Holstein, Nordrhein—Westfalen aufbereitet

und von dem Bundesminister für Arbeit und Soziales.

im Jahre 1962 in einem anderen sozialgerichtlichen

Verfahren (SG Gelsenkirchen, S 4 V 122/60) mitgeteilt
worden ist, betrug für eine Unterschenkelamputation

in 26,940 von insgesamt 28,061 Fällen, das sind 96,01
VOHG, die MdB 50 % und mehr, Tur in 5,99 v.H° der.

Fälle rechnete man also mit einer MdB bis zu 40;%‚
Dabei wurde allerdings nicht unterschieden, in welchem

Ausmaß Stumpf und Gelenke funktionsbehindert waren,
Sicher aber macht die Zahl derjenigen, bei denen der
Toilverlust eines Beines mit genügender Funktions—

tüchtigkeit verbunden war, erheblich mehr als 5,99 %
.,L-'U.3‚er einseitig Unterschenkelamputierten aus, Dafür

spricht ua, daß der Prozentsatz der Fälle mit einer

M63 von 50 V‚H„ in den einzelnen Ländern differiert°

In hamburg erreichte er 99,1%, in Westfalen 97,65,
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in Bayern 97, 02 v H"" dagegen in Schleswig—Holstein

bloß 82‚30 v‚H„ Hier war also für eine Unterschenkel—
a■butation die MdB bis zu 40 95 mit einem Anteil von

47,70 V„Ho vertreten. Hinzu kommt, daß auch in diesem

Anteil die Fälle guter Stumpf— und Gelenkverhältnisse

nicht restlos er1a gewesen sein dürften, wie gerade

das Beispiel des
Klägers

zeigt Im übrigen käme es
hier, bei der Anwendung von Bundesrecht, au1 das

durchschnittliche Entscheidungsverhalten in einem

einzelnen Land nicht an. Dem Kläger ist also darin

beizupflichten‚ daß in der Praxis sehon vor 1965
fü den erwähnten Körperschaden, auch wenn Kompli—

kationen und berufliche Besonderheiten nicht in

Rechnung zu stellen waren, der Hundertsatz derl idE

überwiegend abweichend von den damals geltenden

allgemeinen Verwaltungsvorschriiten (zu deren
Recht5n0rmqualität: BBG 29 41 = SozR Nr 55 zu

3 30 BVG) und Anhaltspunkt en iür die ärztliche
Gutachter tätigk &eit im Versorgungswesen oestim■t

wurdeo In bezug au1 den bezeichneten Schaden war
ein höherer Grad der MdB wohl schon länger für

sachlich angemessen und gerechtfertigt gehalten
werden„ Mit der dementsprechenden Änderung der

JW im Jahre 1965 wurde diese Ansicht als zutreifend
bestätigte ‘

Diese Entwicklung ist bedeutungsvoll° Die V9m—
hundertsätze‚ mit denen das Ausmaß an jeweiligem

LeistungsunVermögen "gewichtet" und bewertet wird?
sind nicht unmittelbar realen Gegebenheiten abge—

lesen; sie gehen nicht auf Analysen des durch die

entgangene Erwerbsmöglichl eeit individuell oder

auch typischerweise ent3+tandenen wirtschaftlichen

Schadens zurück, sondern sind abstrakte Primär—

annahmen und Satzungen, von denen aus auf die

Eiwerbsbeeinträchtigung geschlossen wird (ua

nsG 35, 454, 4;3; 6, 267; SozR Nr 42 zu 5 30 BVG;

— 40

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 40 _

dazu auch Wilke/Hunderlich, BVG, 4, Aufl° 4973 Anz-1° I

zu
5 30 BVG S. 267 f; Gitter, Schadensausgleich im

Arbeitsunfallrecht 49699 Sa 159 ff‚ m„N„)o Die Stimmig—

keit der Abstufungen und Gradbezeichnungen folgt in

erster Linie aus Vergleichungen aller Einzelerschei—

nungen innerhalb des Gesamtsystems der Schadensbe—

wertungen° Ob diese oder jene Bewertung zutreffend

}_
J

st, läßt sich, weil sie ohne Prüfung realen Erwerbs—

ausfalls vorgenommen wird, nicht beweisen; sie kann

sich aber durch Werterfahrung als realitäts— und maß—

bsgerecht erweisen, nämlich dadurch, daß sie immerU
'J

C
i“

93

wie erkehrend angewendet und von Gutachtern, Verwal—

tungsbehörden, Gerichten sowie Betroffenen anerkannt

und akzeptiert wird, Besteht sie diese Bewährungs—

probe nicht, indem man zunehmend und durchgehend

häufiger einen anderen Maßstab verwendet und für

richtig hält, so kann ein solcher Gebrauch, wenn er

sich konkretisiert und verdichtet, zu einer neuen,
die geschriebene Direktive verdrängenden Norm führen„

in der neuen Auffassung, die sich in Fällen wie dem

des Klägers in der Gutachtererfahrung gebildet hat
e schließlich als Regel aufgestellt werden ist,

darf die Versorgungsverwaltung zumal dann, wenn sie

diese Aaffassung in der konkreten Sache sich zu eigen

vomacht hat, bei der später von ihr zu treffenden
_.

..l "\

t.rmessensentschließung nicht vorbeigeheno Dafür‚ist

erheblich, daß gegenüber dem Kläger die einschlägige
Schädigungsfolge mit einer MdB von 50 V„H° rechts—
vorbindlich eingeschätzt worden war; Von einer solchen

Einschätzung darf die Behörde nachher im Zusammenhang

mit der jetzt zu treffenden Bntschließung über die
Büchwircung des Zugunstenbescheides nicht abrücken,

es sei denn, die Voraussetzungen des 5 44 oder des
62 BVG wären erfüllt (BSG Urteil vom 28° April 4965 —
RV 4?0/62 = BVBl 66, 6, ‘?)o Folgte man dagegen der

07
5

\_
__

_J
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Auffassung des Beklagten, dann erlaubt man der Verwaltung,

einen Bescheid noch nach Eintritt seiner Bindungswirkung

mit neuen Argumenten zu rechtfertigen; durch ein solches

"Nachschieben von Gründen" könnte aber in einem Falle wie

diesem der 5 41 VeerG über die Berichtigung zweifelsfrei

falscher Verwaltungsakte umgangen werden (BSG 14, Oktober

1970 — 10 BV 807/69, insoweit in SozR Nr ä6 zu 5 30 BVG nicht

abgedruckt —; vgl° auch Bayerisches LSG in BayAMBl 1969,

B 39, 40)° Hier ergibt sich die Entscheidung noch aus einem

anderen, dem % ao Abs° 1 VeerG zu entnehmenden Grunde, Die

“Verwaltung darf sich zu dem Normverständnis, das sie durch
die älteren Bescheide zu erkennen gegeben hat, nicht in

Widerspruch setzen, Die der Behörde mit 5 40 Abs, 1 VeerG
verliehené Ermächtigung zur Neuregelung des Versorgungsver—

hältnisses dient — wie oben ausgeführt — der Absicht, in dem

Hiderstreit zwischen der Bindung an vorangegangene Entschei—

dungen und der Verwirklichung objektiven Rechts zu vermitteln,

Es wird aber nicht das Ziel verfolgt, der-Behörde freie Hand

für den Fall zu lassen, daß sie an einer früher von ihr

befolgten, zudem weit verbreiteten und keineswegs als falsch

erkannten Rechtshandhabung nicht länger festhalten will, Als

eine dieser Art gewandelte Rechtsansicht erscheint aber die

Argumentation, nach welcher die Versorgungsverwaltung ihre

hier angefochtene Entsohließung begründet hat, Ihr Ermessen

bezöge sich insoweit nicht auf ihr gegenwärtiges Tuna im

besonderen nicht auf die von ihr anzuordnende Beohtsfolge,

sondern auf die Deutung dessen, was ihres jetzigen Erachten8
friher Rechtens war° Die Behörde möchte Bedenken nachgehen,

die ihr im nachhinein gegen ihre eigene frühere Normauslegung

und —anwendung gekommen sind° Hier war also nicht ein Gestei—

tungsermessen im Spiel, von dem.5 40 VeerG handelt, sondern

ein Beurteilungs— oder Kognition3ermes$en. Damit hat sich die

Behörde außerhalb des Bereichs begeben, den das Gesetz ihrem

Ermessen abgesteckt hat° Zugleich stellt sich ihr Entschei—

dungsverhalten als Ermessensfeh1gebrauch dar° Ungleiches wird

ohne zureichenden Anlaß gleichbehandelt° Der Kläger wird auf

_ q2 _
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eine S ufe mit ungezählten anderen gestellt, die zwar

gleich ihm ein Bein in Unterschenkel verloren haben,

aber nicht wie er zusätzlich in ihrer beruflichen Eigen—

art betroffen sind, Der höheren Einstufung in bezug auf

seine HdE durfte mithin nicht aus dem angeführten Grunde

die Rückwirkung um vier Jahre versagt werden° Hiernach

erweist sich das vorinstänzliche Urteil im Ergebnis als
zutreffend, Bedenken erweckt jedoch der”1enor dieser

Entscheidung Er läutet auf “Verurteilung” des Beklagten,
dem Kläger auch für die strittige Zeit "Versorgungsbezüge

nach einer MdE von 60 v,H„ zu gewähren“° Damit ist —
nfalls dem Anschein nach — der Typ des Leistungs—

r ls gewählt, Die entsprechende Klageart (% 54

Abs° & SGG) steht dem Kläger aber regelmäßig für die

Durchsetzung einer Kann—Leistung, über welche die Ver—

sorgungsvernältung nach ihrem Ermessen zu befinden hat,
nicht zur Verfügung° Der Ausnahmefall, daß das Ve1rwal—
tungsermessen fehlerfrei nur .(noch) in einer ein2igen

Richtung ausgeübt werden könnte (BSG 30, 144, 450),

st nicht dargetan° Allerdings hat der Beklagte auch}.
.J

—nicht angedeutet daß_ er für seine Erme53ensent—

scl_.l ießung andere Gründe als den vorgebrachten geltend

machen liönnte und wollte° Die von der Sache her ange—

brachte Klage ist die Verpflich tungslzlage (BSG 7, L6,
0 = SozR Nr 52 zu 5 54 SGG; SozR Nrn 42 und 153 zu

5 54 SGG)' Das 1teil hat also dahin zu lauten, daß
der Kläeger erneut zu bescheiden ist (@ 134 1bs° 2 SGG)

Die Formel des erstinstanzlichen Urteils ist neuzu—

‘
F

l

fassen, Dieser Neufassung liegt keine Klageänderung

zugrunde, die in der Revisionsinstänz nicht gestattet

üire {@ 168 SGG)° Es wird bloß verwirklicht, was von
Anfang an tatsächlich gewollt war° Der Kläger hat —
wie auch Tatbestand und Gründe des vorinstanzlichen
Urteils ausweisen — immer nur den Standpunkt verfochten,

mal um ie Ver sorgungsbehörde ihr Ermessen fehlerhaft

ausgeübt habe und insoweit zu einer gewandelten Ein—

_’]5
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stellung angehalten werden solle. Es ging ihm mithin um eine
Verpflichtung der Verwaltung zur Neubeecheidung‚ nicht um
die direkte Venartéilung aufgrund eines Rec tsanspruchs.

In diesem Sinne kann die Urteilsfässung auch noch in der

Revisionsinstanz berichtigt werden, ohne daß damit das
Yerbot der Klageänderung (@ 468 SGG) mißachtet wurde (vgl.

BVerwG,DÖV1962, 754; BVerwG30, 46; 34, 555; VGHBad.-
‘.fürt"c. ESVGH "38, 225‚-224 ff.; ferner auch BSG 8, “178, 180).

Die Kostenentscheidung beruht auf 55495 SGG.
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